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0 Zusammenfassung
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Das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) hat am 31. Januar 2022
eine Formulierungshilfe fir ein Kurzarbeitergeldverldngerungsgesetz vorgelegt.
Mit dem vorliegenden Bericht will der Bundesrechnungshof aufgrund seiner bis-
herigen Stellungnahmen und Priifungserkenntnisse auf kritische Punkte und Risi-
ken einer weiteren Verlangerung der Sonderregelungen aufmerksam machen.
Aufgrund der Eilbedirftigkeit konnte er zu diesem Bericht keine gesonderte Stel-
lungnahme des BMAS einholen. (Tz. 1)

Das konjunkturelle Kurzarbeitergeld hat sich in der COVID-19-Pandemie als we-
sentliches Stabilisierungsinstrument des Arbeitsmarktes erwiesen. Allerdings ha-
ben sich Konjunktur und Arbeitsmarkt in den vergangenen Monaten deutlich er-
holt. Spatestens im Marz 2022 wird ein Wendepunkt beim Infektionsgeschehen
erwartet. Verschiedene Bundeslander haben bereits Lockerungen der Kontakt-
und Zugangsbeschrankungen umgesetzt. Erneute drastische Einschrankungen
sind vorerst nicht zu erwarten. Eine Notwendigkeit, die sehr ausgabeintensiven
Sonderregelungen beim konjunkturellen Kurzarbeitergeld zum wiederholten Mal
zu verlangern, ist daher nicht zu erkennen. Dies gilt umso mehr fir die bis Ende
September vorgesehene Ermadchtigung der Bundesregierung weitere Verlange-
rungsrunden in die Wege zu leiten. (Tz. 2)

Das BMAS begriindet die Verlangerungen der pandemiebedingten Sonderrege-
lungen zum konjunkturellen Kurzarbeitergeld zum wiederholten Mal unter ande-
rem mit branchenspezifischen Entwicklungen. Gleichzeitig sieht es keinen ,sach-
lichen Rechtfertigungsgrund®, bestimmte Branchen gezielt zu unterstiitzen. Fir
die Beurteilung, ob die Forderung dort ankommt, wo sie am dringendsten ge-
braucht wird, fehlen Datengrundlagen. (Tz. 3)

Aus der Formulierungshilfe geht nicht hervor, wie das BMAS die voraussichtli-
chen Mehrausgaben von rund 450 Mio. Euro im Jahr 2022 fiir das Kurzarbeiter-
geld errechnet hat. Der Bundesrechnungshof hat dem BMAS bereits mehrfach
mehr Transparenz bei den Ausgabenschatzungen fiir das konjunkturelle Kurzar-
beitergeld in der COVID-19-Pandemie empfohlen. (Tz. 4)

Der Bundesrechnungshof empfiehlt, die mit dem Gesetzentwurf geplante er-
neute Verldngerung der Sonderregelungen zu Gberdenken. Was wahrend der
Phase massiver krisenbedingter Beschrankungen der wirtschaftlichen Tatigkeit
unverzichtbar war, fihrt nunmehr zu nicht mehr gerechtfertigten Ausgaben in
erheblicher Groenordnung und zu vermeidbaren Risiken fiir den strukturellen
Anpassungsprozess. Besonders kritisch sieht der Bundesrechnungshof die mit
dem Gesetzentwurf vorgesehene Erweiterung der Verordnungsermachtigung fur
weitere Verlangerungen. Ohne diese Ermachtigung hatte der Deutsche Bundes-
tag die Moglichkeit, eventuelle weitere Schritte in diese Richtung in Kenntnis ak-
tueller Rahmenbedingungen selbst zu gestalten. (Tz. 5)



1 Ausgangslage: Erneute Verlangerung der
Sonderregelungen zum konjunkturellen
Kurzarbeitergeld

Wegen der COVID-19-Pandemie wurde ab Marz 2020 der Zugang zum konjunkturellen Kurz-
arbeitergeld erleichtert und die Leistungen erheblich erweitert. Im April 2020 stieg die Zahl
der Kurzarbeitenden auf den historischen Héchststand von rund sechs Millionen. Fiir die
Jahre 2020 und 2021 lagen die Gesamtausgaben fir das konjunkturelle Kurzarbeitergeld bei
42,3 Mrd. Euro. Davon entfiel deutlich mehr als ein Drittel (41,6 %) auf Sozialversicherungs-
beitrdge, die den Arbeitgebern aufgrund der Sonderregelungen erstattet wurden.

Die Bundesregierung anderte die gesetzlichen Regelungen und Verordnungen seit Beginn
der COVID-19-Pandemie bereits 13 Mal, zuletzt am 10. Dezember 2021 mit Wirkung bis Ende
Marz 2022.1 Das BMAS hat am 31. Januar 2022 eine Formulierungshilfe fir die Koalitions-
fraktionen fiir ein Gesetz zu einer weiteren ,,Verlangerung von Sonderregelungen im Zusam-
menhang mit der COVID-19-Pandemie beim Kurzarbeitergeld und anderer Leistungen”
(Kurzarbeitergeldverlangerungsgesetz) vorgelegt.

Der Prasident des Bundesrechnungshofes hat im Verlauf der Pandemie bereits mehrfach als
Bundesbeauftragter fiir Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung kritisch zu den verschiedenen
Sonderregelungen beim Kurzarbeitergeld Stellung genommen.

In einem Bericht nach § 88 Absatz 2 BHO an den Haushaltsausschuss des Deutschen Bundes-
tages (Haushaltsausschuss) vom 11. November 2020 mahnte der Bundesrechnungshof mehr
Transparenz zur Inanspruchnahme der Sonderregelungen und zu den damit verbundenen

1 Gesetz zur befristeten krisenbedingten Verbesserung der Regelungen fiir das Kurzarbeitergeld vom

13. Marz 2020, BGBI. I S. 493; Verordnung Uber Erleichterungen der Kurzarbeit (Kurzarbeitergeldverord-
nung — KugV) vom 25. Mérz 2020, BGBI. | S. 595; Verordnung liber die Bezugsdauer fiir das Kurzarbeitergeld
(Kurzarbeitergeldbezugsdauerverordnung — KugBeV) vom 16. April 2020, BGBI. | S. 801; Gesetz fiir den er-
leichterten Zugang zu sozialer Sicherung und zum Einsatz und zur Absicherung sozialer Dienstleister auf-
grund des Coronavirus SARS CoV 2 (Sozialschutz Paket) vom 27. Méarz 2020, BGBI. | S. 575; Gesetz zu sozia-
len MaBnahmen zur Bekdmpfung der Corona-Pandemie vom 20. Mai 2020, BGBI. | 1055; Zweite
Verordnung Uber die Bezugsdauer fir das Kurzarbeitergeld (2. Kurzarbeitergeldbezugsdauerverordnung —
2. KugBeV) vom 12. Oktober 2020, BGBI. | S. 2165; Erste Verordnung zur Anderung der Kurzarbeitergeldver-
ordnung vom 21. Oktober 2020, BGBI. | S. 2259; Gesetz zur Beschaftigungssicherung infolge der COVID 19
Pandemie (Beschéaftigungssicherungsgesetz — BeschSiG) vom 3. Dezember 2020, BGBI. | S. 2691; Zweite Ver-
ordnung zur Anderung der Kurzarbeitergeldverordnung vom 25. Méarz 2021, BGBI. | S. 381; Dritte Verord-
nung zur Anderung der Kurzarbeitergeldverordnung vom 17. Juni 2021, BGBI. | S. 1821; Vierte Verordnung
zur Anderung der Kurzarbeitergeldverordnung vom 23. September 2021, BGBI. | S. 4388; Verordnung iiber
die Bezugsdauer und Verldangerung der Erleichterungen der Kurzarbeit (Kurzarbeitergeldverlangerungsver-
ordnung — KugverlV) vom 30. November 2021, BGBI. | S. 5042; Gesetz zur Starkung der Impfpravention ge-
gen COVID 19 und zur Anderung weiterer Vorschriften im Zusammenhang mit der COVID 19 Pandemie vom
10. Dezember 2021, BGBI. 5162.



Ausgaben an.? Das BMAS griff die Anregung auf und berichtet dem Haushaltsausschuss seit
Januar 2021 alle zwei Monate.

Der Bundesrechnungshof prift das Kurzarbeitergeld in der Pandemie mit verschiedenen in-
haltlichen Schwerpunkten. Im November 2021 hat der Bundesrechnungshof dem BMAS und
der Bundesagentur fiir Arbeit (Bundesagentur) seine Priifungsergebnisse zur Aussagekraft
der Berichterstattung zum Kurzarbeitergeld sowie den zugrundeliegenden Datenquellen
Ubersandt. Eine weitere aktuelle Priifungsmitteilung befasst sich mit dem Vorgehen der Bun-
desagentur bei Verdacht auf Leistungsmissbrauch. Das kontradiktorische Verfahren lduft bei
beiden Prifungen noch. Bereits vorliegende Stellungnahmen haben wir in diesem Bericht
bericksichtigt. Weitere Prifungsschwerpunkte sind vorgesehen.

Im vorliegenden Bericht gibt der Bundesrechnungshof Hinweise zum Kurzarbeitergeldverlan-
gerungsgesetz aufgrund seiner bisherigen Stellungnahmen und Prifungsverfahren. Aufgrund
der Eilbedirftigkeit konnte er zu diesem Bericht keine gesonderte Stellungnahme des BMAS
einholen.

2 Verlangerung berucksichtigt nicht die
wirtschaftliche Dynamik

2.1 Ausfiihrungen des BMAS zur wirtschaftlichen
Entwicklung in der COVID-19-Pandemie

Das BMAS fuhrt aus, trotz der deutlichen Verbesserung der wirtschaftlichen Lage und der
Situation auf dem Arbeitsmarkt seien einzelne Branchen seit Beginn der Pandemie im

Marz 2020 ununterbrochen von den Auswirkungen der Einschrankungen aufgrund der
COVID-19-Pandemie betroffen. Ziel der Verlangerung der Sonderbedingungen sei es sicher-
zustellen, dass auch weiterhin Beschaftigungsverhaltnisse stabilisiert sowie Arbeitslosigkeit
und gegebenenfalls Insolvenzen vermieden werden. AuBerdem sollen die Einkommensver-
luste fiur die bereits lange von Kurzarbeit betroffenen Beschaftigten weiter abgemildert wer-
den.

Bereits jetzt sei aufgrund der stark gestiegenen Inzidenzen abzusehen, dass bis zum

31. Marz 2022 keine wesentliche Verbesserung der Situation eintreten werde. Angesichts
der durch die Omikron-Variante ausgeldsten Infektionswelle sei zudem ,,nicht auszuschlie-
Ren”, dass es auch darlber hinaus weiter zu Einschrankungen mit Auswirkungen auf die Ge-
schaftstatigkeit der Betriebe komme.

2 Bericht nach § 88 Absatz 2 BHO — Pandemiebedingt erweitertes Kurzarbeitergeld vom 11. November 2020,

Gz.: VI 4 - 2020 - 0866, HHA-Drs. 19/7199.



Vor diesem Hintergrund sieht die Formulierungshilfe vor, befristet bis 30. Juni 2022 die Be-
zugsdauer fiir das konjunkturelle Kurzarbeitergeld auf bis zu 28 Monate zu verldangern. Au-
Rerdem sollen verschiedene pandemiebedingte Sonderregelungen, ebenfalls bis zum

30. Juni 2022 verlangert werden. Dies umfasst

e den erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld durch Absenkung der Mindesterforder-
nisse, sodass weiterhin lediglich 10 % der Beschaftigten eines Betriebes von Entgeltausfall
betroffen sein mussen,

e den Verzicht auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden,

e die Anrechnungsfreiheit von wahrend der Kurzarbeit aufgenommenen Minijobs auf das
Kurzarbeitergeld und

e den Anspruch auf die ab dem vierten beziehungsweise siebten Bezugsmonat erhdhten
Leistungssatze des Kurzarbeitergeldes fiir Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren
Arbeitsentgelt um mindestens die Halfte reduziert ist.

Dariiber hinaus soll die Bundesregierung ermachtigt werden, die pandemiebedingten Son-
derregelung zum Kurzarbeitergeld durch Rechtsverordnung weiter zu verldangern. Diese Er-
machtigung soll zum 30. September 2022 auRer Kraft treten. Dies bedeutet, dass die Bun-
desregierung letztmalig im September 2022 weitere Verlangerungen — auch mit einer
Geltungsdauer liber den 30. September 2022 hinaus — beschliefen kann.

Die voraussetzungslose Erstattung der Sozialversicherungsbeitrage soll erstmals nicht wei-
tergefihrt werden.

2.2 Bewertung

Der Bundesrechnungshof sieht — wie die Bundesregierung — in dem konjunkturellen Kurzar-
beitergeld ein Instrument von zentraler Bedeutung fiir die Bewaltigung der COVID-19-Pande-
mie. Es hat maligeblich dazu beigetragen, dass der deutsche Arbeitsmarkt trotz der Krise er-
folgreich stabilisiert werden konnte.

Allerdings haben sich Konjunktur und Arbeitsmarkt in den vergangenen Monaten deutlich
erholt. Darauf hat die Bundesagentur zuletzt im Januar 2022 hingewiesen.3 In weiten Berei-
chen der Wirtschaft besteht bereits ein akuter Mangel an Fachkraften. Die Beflirchtung, dass
ohne die Verlangerungen das Risiko von Entlassungen steigt und die bisher mit der Kurzar-
beit erreichten arbeitsmarkpolitischen Erfolge konterkariert werden, teilt der Bundesrech-
nungshof nicht. Er erinnert daran, dass das Kurzarbeitergeld bereits in seiner regularen Aus-
gestaltung den betroffenen Beschaftigten und Unternehmen einen wirksamen und
bewihrten Schutz bei wesentlichen Beschiftigungsausfallen bietet. Die als kurzfristige Uber-
briickung in der Phase des Lockdowns eingeflihrten Sonderregelungen unterscheiden sich

3 Bundesagentur fiir Arbeit: Monatsbericht zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt Januar 2022.
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hiervon durch niedrige Zugangsschwellen und attraktivere Konditionen. lhre langerfristige
Anwendung birgt zwei erhebliche Risiken:

e Sie Uberlagert Anpassungserfordernisse in den Betrieben, indem die damit verbundenen
wirtschaftlichen Probleme umfassend kompensiert werden. Je langer dies der Fall ist,
umso mehr verzégert und beeintrachtigt dies strukturelle Veranderungen und begiinstigt
so auf lange Sicht Arbeitslosigkeit. Nicht jedes von der Pandemie betroffene Unterneh-
men ist zukunftsfahig. Dies kann dazu fiihren, dass Beschaftigte in Arbeitsverhéltnissen
gehalten werden, in denen sie auf Dauer nicht bendtigt werden. Wahrenddessen suchen
andere Unternehmen vergeblich Fachkrafte.

e Die Sonderkonditionen verstarken den Anreiz zur Inanspruchnahme auch fiir diejenigen
Unternehmen, die aufgrund ihrer Ertragsperspektiven grundsatzlich selbst in der Lage
sind, ihr Beschaftigungsniveau zu stabilisieren. Wenn es zu solchen Mitnahmeeffekten
kommt, werden Beitrags- und Steuermittel in nicht notwendiger und damit unwirtschaft-
licher Weise verwendet. Der Bundesrechnungshof begriif3t in diesem Zusammenhang,
dass zumindest auf die fiir die Arbeitgeber sehr vorteilhafte voraussetzungslose Erstat-
tung der Sozialversicherungsbeitrage verzichtet werden soll.

Die vom BMAS in seiner Formulierungshilfe vorgebrachten Argumente (iberzeugen daher
nicht. Zudem ist zu bericksichtigen, dass flr die wirtschaftliche Perspektive neben dem In-
fektionsgeschehen in erster Linie die Gestaltung von Beschrankungen und Rahmenbedingun-
gen durch den Staat mafRgeblich ist. Verschiedene Lander haben bereits Lockerungen der
Kontakt- und Zugangsbeschrankungen umgesetzt oder fiir die ndhere Zukunft angekindigt.
Erneute drastische Einschrankungen sind vorerst unwahrscheinlich. Die zwingende Notwen-
digkeit fur die weitere Verlangerung der Sonderregelungen und den Einsatz zusatzlicher

450 Mio. Euro ist daher nicht zu erkennen. Das gilt erst recht fir eine erweiterte Verord-
nungsermachtigung bis zum 30. September 2022, durch die das Parlament Gestaltungsmog-
lichkeiten verlieren wiirde.

3 Bedarfsgerechte Wirkung unklar

3.1 Ausfuhrungen des BMAS zur besonderen Betroffenheit
einzelner Branchen

Das BMAS legt in der Formulierungshilfe dar, einzelne Branchen, zum Beispiel die Veranstal-
tungsbranche, seien seit Beginn der Pandemie im Méarz 2020 ununterbrochen von den Aus-
wirkungen der Einschrankungen aufgrund der COVID-19-Pandemie betroffen. Viele kontakt-
intensive Dienstleistungen wiirden zudem weiterhin durch HygienemalRnahmen und
Verhaltensanderungen eingeschrankt und zeitnah nicht das Vorkrisenniveau erreichen. Die
Verlangerung der reguldren gesetzlichen Bezugsdauer fiir konjunkturelles Kurzarbeitergeld
von maximal zwolf Monaten auf bis zu 28 Monate solle vor allem die von der Pandemie be-
sonders betroffenen Dienstleistungsbetriebe unterstiitzen, die schon ldanger in Kurzarbeit



sind. Betriebe, die seit Beginn der Pandemie im Marz 2020 in jedem Monat ununterbrochen
in Kurzarbeit sind, erreichen im Juni 2022 den 28. Bezugsmonat.

Bereits im Jahr 2021 begriindete das BMAS die Verldngerungen der pandemiebedingten
Sonderregelungen zum konjunkturellen Kurzarbeitergeld unter anderem mit branchenspezi-
fischen Entwicklungen, insbesondere in der Unterhaltungsbranche, im Einzelhandel, in der
Reise- und Tourismusbranche sowie im Hotel- und Gaststattengewerbe.

Obwohl das BMAS fiir einige Branchen besondere Risiken benennt, verlangert es die Sonder-
regelungen undifferenziert fir alle Unternehmen. Gegeniiber dem Bundesrechnungshof er-
l[duterte es im Prifungsverfahren, es sehe keine branchenspezifischen Handlungsmaéglichkei-
ten. Kurzarbeitergeld sei eine Anspruchsleistung der Arbeitslosenversicherung, die allen
versicherungspflichtigen Beschaftigten aller Branchen unter den gleichen Bedingungen zur
Verfligung stehe.

Eine vom BMAS in Auftrag gegebene wissenschaftliche Kurzexpertise aus dem Jahr 2021 gab
demgegeniber zu bedenken, dass in Branchen mit geringeren durchschnittlichen tariflichen

oder effektiven Stundenlohnen ggf. eine hohere Lohnersatzrate gelten kdnnte als in anderen
Branchen. In Frankreich beispielsweise sei ab dem 1. Juni 2020 die Kurzarbeit branchenbezo-
gen umgestaltet und in Sektoren, in denen die Wirtschaftstatigkeit allmahlich wieder anzog,

die Forderung der Kurzarbeit gemindert worden.*

Auf der Grundlage der Daten, die die Bundesagentur erhebt und auswertet, kann das BMAS
keine Aussage darlber treffen, ob die mit den Sonderregelungen erweiterte Férderung auch
dort ankommt, wo sie tatsachlich und am dringendsten gebraucht wird.

3.2 Bewertung

Die pauschale Verlangerung der Erleichterungen tragt nach Auffassung des Bundesrech-
nungshofes dem differenzierten Unterstiitzungsbedarf der Betriebe in der Pandemie nicht
ausreichend Rechnung. Dies erschwert den effektiven Einsatz der fiir diesen Zweck bereitge-
stellten Mittel.

Dies gilt insbesondere fiir die Verlangerung der erleichterten Zugangsvoraussetzungen, nach
der weiterhin lediglich 10 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Entgeltausfall
betroffen sein missen. Diese niedrige Schwelle erméglicht es, schon bei leichten und auch
unabhangig von der COVID-19-Pandemie bestehenden Schwankungen der Auftragslage oder
Gewinneinbriichen Kurzarbeit anzuzeigen und Kurzarbeitergeld zu beziehen. Es bestehen er-
hebliche Zweifel, ob diese Regelungen vorrangig den — haufig kleineren — Unternehmen zu-
gutekommen, die z. B. im Hotel- und Gaststattengewerbe oder der Veranstaltungsbranche

4 Bonin, Holger, u. a. (IZA — Institute of Labor Economics): Kurzexpertise Wirksamkeitsanalyse der Corona-

Maflnahmen. BMAS Forschungsbericht Nummer 573, Marz 2021. Zur Leistungshéhe insbesondere
Kapitel 6.5.



noch unter den Pandemiewirkungen leiden. Auch sind die geplanten flachendeckenden Ver-
gunstigungen kein geeigneter Ansatz, um spezifischen Problemen, z. B. durch Lieferengpasse
bei Rohstoffen und Vorprodukten in einzelnen Bereichen, entgegenzuwirken.

Das BMAS sieht in weiteren Sonderregelungen fiir das konjunkturelle Kurzarbeitergeld einen
wichtigen Beitrag zur Losung branchenspezifischer Probleme. Wenn aber — wie vom BMAS
vertreten — keine branchenbezogenen Regelungen moglich sind und sich auch die Wirkung
der Sonderregelungen nicht branchenspezifisch ermitteln lassen, kann bezweifelt werden,
dass dieses Ziel wirksam erreicht wird.

4  Finanzielle Auswirkungen nicht ausreichend
transparent

4.1 Ausfihrungen des BMAS zu den finanziellen
Auswirkungen

Das BMAS erlautert, die finanziellen Auswirkungen einer Verldangerung der Sonderregelun-
gen zum konjunkturellen Kurzarbeitergeld seien stark vom weiteren Fortgang der Pandemie
abhangig. Daher seien die Schatzungen einem besonders hohen Mal an Unsicherheit unter-
worfen. Die Verlangerung der Sonderreglungen zum Kurzarbeitergeld flihre zu Mehrausga-
ben im Haushalt der Bundesagentur von schatzungsweise rund 450 Mio. Euro fir das

Jahr 2022. Davon entfielen rund 370 Mio. Euro auf die Verlangerung der Bezugsdauer, die
abgesenkten Mindesterfordernisse und den Verzicht auf den Aufbau negativer Arbeits-
zeitsalden. Schatzungsweise 80 Mio. Euro entfielen auf die erhdhten Leistungssatze. Das
BMAS legt die Annahme zu Grunde, dass die Regelungen zu rund 75 000 zusatzlichen Kurzar-
beitenden im Jahresdurchschnitt 2022 fiihren werden.

Den zuséatzlichen Bearbeitungsaufwand fir die Bundesagentur durch die Verlangerung der
Regelungen schatzt das BMAS auf rund 6 Mio. Euro im Jahr 2022. Hinzu komme ein weiterer
Personalbedarf in nicht bezifferbarer Hohe fiir die Abschlussrechnungen beim Kurzarbeiter-
geld.

4.2 Bewertung

Die Formulierungshilfe ermdglicht es nicht, die Berechnung der voraussichtlichen Mehraus-
gaben von rund 450 Mio. Euro nachzuvollziehen. Zudem ist nicht ersichtlich, auf welchen
Grundlagen die zur Berechnung zugrunde gelegten Annahmen zu Ausgaben und Fallzahlen
beruhen. Auch die Darstellung des Erflillungsaufwands fiir die Wirtschaft und die Verwaltung
beruht auf Annahmen und Berechnungsgrundlagen, die aus Sicht des Bundesrechnungsho-
fes nicht transparent sind.



Der Bundesrechnungshof hatte dem BMAS bereits im November 2020°> empfohlen, mehr
Transparenz zur Inanspruchnahme der Sonderregelungen und zu den damit verbundenen
Ausgaben herzustellen. Das BMAS sagte zu, mehr Klarheit tGiber die Berechnungen herzustel-
len. Der Bundesrechnungshof erachtet es weiterhin fur dringend erforderlich, die finanziel-
len Auswirkungen nachvollziehbar darzustellen.

Die geplante Verlangerung der Zugangserleichterungen wird den Haushalt der Bundesagen-
tur weiter erheblich belasten. Die vor der Krise aufgebauten Reserven von {iber 25 Mrd. Euro
sind langst aufgebraucht. Die verbleibenden Defizite von knapp 24 Mrd. Euro wurden fir die
Jahre 2020 und 2021 aus dem Bundeshaushalt gedeckt. Auch fiir 2022 ist von einem deutli-
chen Zuschussbedarf fiir den Haushalt der Bundesagentur auszugehen. Jede weitere Verlan-
gerung der Sonderregelungen verlangert die Abhangigkeit der Bundesagentur von finanziel-
ler Unterstiitzung aus dem Bundeshaushalt.

5 Perspektive

Ziel des Kurzarbeitergeldes ist es, einen voriibergehenden, durch duRere Faktoren bedingten
Arbeitsausfall abzufedern. Mit der inzwischen in den Vordergrund tretenden Zielrichtung,
verschiedenste ungiinstige wirtschaftliche Rahmenbedingungen zu kompensieren, erhalt
dieses Instrument zunehmend den Charakter einer langerfristigen strukturellen Forderung
bzw. der konjunkturellen Stabilisierung.

Folgt man der Argumentation des BMAS, kann erst dann auf die Sonderregelungen verzich-
tet werden, wenn Wirtschaft und Arbeitsmarkt durchgédngig wieder das hohe Vorkrisenni-
veau erreicht haben. Die Gefahr einer Verstetigung dieses Ansatzes und damit einer dauer-
haften Zweckentfremdung des Instruments des Kurzarbeitergeldes und der hierfiir
einzusetzenden Beitragsmittel ist damit offensichtlich erkennbar. Auch die vom BMAS in
Auftrag gegebene Studie hat die Notwendigkeit weiterer Sonderregelungen zur Abfederung
pandemiebedingter Einschrankungen fir die Wirtschaft bereits in Frage gestellt. Zudem
weist sie darauf hin, das Kurzarbeitergeld habe zu Beginn der Pandemie erfolgreich die Wirt-
schaft gestiitzt, dirfe jedoch nicht zu einer Dauereinrichtung werden.

Der Bundesrechnungshof empfiehlt, die mit dem Gesetzentwurf geplante erneute Verlange-
rung der Sonderregelungen zu liberdenken. Was wahrend der Phase massiver krisenbeding-
ter Beschrankungen der wirtschaftlichen Tatigkeit unverzichtbar war, flihrt nunmehr zu nicht
mehr gerechtfertigten Ausgaben in erheblicher GroRenordnung und zu vermeidbaren Risi-
ken fur den strukturellen Anpassungsprozess. Besonders kritisch sieht der Bundesrechnungs-
hof die mit dem Gesetzentwurf vorgesehene Erweiterung der Verordnungsermachtigung fir

> Bericht nach § 88 Absatz 2 BHO — Pandemiebedingt erweitertes Kurzarbeitergeld vom 11. November 2020,

Gz.: VI 4 - 2020 - 0866, HHA-Drs. 19/7199.
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weitere Verlangerungen. Ohne diese Erméachtigung hatte der Bundestag die Moglichkeit,
eventuelle weitere Schritte in diese Richtung in Kenntnis aktueller Rahmenbedingungen
selbst zu gestalten.

Romers Krings

11



	0 Zusammenfassung
	1 Ausgangslage: Erneute Verlängerung der Sonderregelungen zum konjunkturellen Kurzarbeitergeld
	2 Verlängerung berücksichtigt nicht die wirtschaftliche Dynamik
	2.1 Ausführungen des BMAS zur wirtschaftlichen Entwicklung in der COVID-19-Pandemie
	2.2 Bewertung

	3 Bedarfsgerechte Wirkung unklar
	3.1 Ausführungen des BMAS zur besonderen Betroffenheit einzelner Branchen
	3.2 Bewertung

	4 Finanzielle Auswirkungen nicht ausreichend transparent
	4.1 Ausführungen des BMAS zu den finanziellen Auswirkungen
	4.2 Bewertung

	5 Perspektive

